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Antrag 

der Abgeordneten Pfeifer, Rühe, Frau Benedix, Daweke, Prangenberg, Dr. Hornhues, 
Frau Krone-Appuhn, Dr. Müller, Voigt (Sonthofen), Berger (Lahnstein), 

Frau Dr. Wilms, Frau Dr. Wisniewski, Kroll-Schlüter, Dr. Jenninger und der Fraktion 
der CDU/CSU 


zur Fortschreibung des Biidungsgesamtplans 


Der Bundestag wolle beschließen: 

L Gemeinsame Planungsaufgabe von Bund und Ländern 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, bei 
der Fortschreibung des Bildungsgesamtplans (Bildungsgesamt- 
plan II) in der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung auf die Verwirklichung der nachfol- 
genden Forderungen hinzuwirken. Dabei muß die Bundesregie- 
rung die Grenzen ihrer Zuständigkeit in der Bildungs-, Wissen- 
schafts-, Forschungs- und Kulturpolitik beachten. Die Bundes- 
regierung soll im Rahmen ihrer Mitwirkungsmöglichkeiten bei 
der Fortschreibung der gemeinsamen Bildungsplanung von Bund 
und Ländern zur Bewältigung der vor uns stehenden schwie- 
rigen bildungspolitischen Aufgaben mit den politisch Verant- 
wortlichen der Länder im Rahmen des kooperativen Fördera- 
lismus Zusammenwirken. Sie muß von der unfruchtbaren Kon- 
frontationspolitik gegenüber den Ländern, wie sie im „Bericht 
der Bundesregierung über die strukturellen Probleme des föde- 
rativen Bildungssystems" ihren Ausdruck gefunden hat, end- 
gültig ablassen. Diese Politik beeinträchtigt aufs schwerste die 
Lösung der gravierenden bildungspolitischen Probleme. Des- 
halb soll die Bundesregierung die durch die Verfassung begrün- 
dete, bewährte Kulturhoheit der Länder respektieren und die 
folgenden Forderungen in Abstimmung und in Übereinstim- 
mung mit den Ländern in der Bund-Länder-Kommission ver- 
wirklichen. 
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2, Allgemeine Zielsetzung 

Bildungs-, Wissensdiafts-, Forsdiungs- und Kulturpolitik gehö- 
ren auch in Zukunft zu den wichtigsten Aufgaben der Gesell- 
schaftspolitik. Diese Aufgaben müssen wieder in einen engen 
Zusammenhang mit der Gesamtpolitik, insbesondere der Wirt- 
schafts-, Finanz-, Struktur- und Sozialpolitik gebracht werden. 
Bildungs- und Beschäftigungssysteme müssen ohne dirigistische 
Bedarfslenkung aufeinander bezogen sein. 

Die Bildungspolitik muß sich an der bestmöglichen Förderung 
der Lebens- und Berufschancen des einzelnen Bürgers orientie- ' 
ren. Jedem Menschen soll ein Bildungsgang eröffnet werden, 
der seine Begabungen entfaltet, seinen Fähigkeiten und seinen 
Neigungen entspricht und der zu einer qualifizierten beruflichen 
Tätigkeit führt. Bildungsziele, Bildungsinhalte und Bildungs- 
strukturen müssen, orientiert an Normen und Wertvorstellun- 
gen des Grundgesetzes und der Verfassungen der Länder, die 
freiheitliche Entfaltung der individuellen Persönlichkeit und 
soziale Verantwortungsbereitschaft des einzelnen fördern und 
Möglichkeiten zur Mitgestaltung aller seiner Lebensbereiche 
sichern. Das Verständnis für Lebenszusammenhänge und Ge- 
schichte größerer sozialer Einheiten wie Nation, Volk und Ge- 
sellschaft ist zu vertiefen. Fragen der Erziehung, der Pädagogik 
und der inneren Reform des Bildungswesens stehen im Vorder- 
grund. Dahinter treten die Fragen der Organinsationsreform 
zurück. 

3. Grundorientierung bei sinkender Sdiülerzahl 

Der sich in den nächsten Jahren verstärkende Rückgang der 
Schülerzahlen muß für eine verbesserte pädagogische Versor- 
gung in kleineren Klassen und Lerngruppen sowie zu einer 
drastischen Verringerung des noch vorhandenen Unterrichts- 
ausfalls genutzt werden. Hier besteht noch ein erheblicher quali- 
tativer Nachholbedarf. Insbesondere darf diese Entwicklung 
nicht zu einer Beeinträchtigung der kleineren, weniger geglie- 
derten Schulen im ländlichen Bereich zugunsten wohnungsferner 
Zentralschulen mißbraucht werden. Folge des Geburtenrück- 
ganges darf nicht eine Schulschließungswelle sein. Nicht die 
Größe, sondern die pädagogische Qualität einer Schule ist ent- 
scheidend. Das Ausmaß der fachlichen Wahlmöglichkeiten, zum 
Beispiel in Realschule, Hauptschule, gymnasialer Oberstufe muß 
gegenüber der Erhaltung der Schulstandorte abwägend geprüft 
und in eine sinnvolle Weiterentwicklung eingebracht werden, 
die dem Schüler Beständigkeit sichert. Auch die Kinder und 
Jugendlichen in ländlichen Räumen haben Anspruch auf ein 
wohnungsnahes, vielfältiges Angebot an Bildungseinrichtungen 
~ auch wenn diese dann nicht so vielzügig und vielfältig geglie- 
dert ausgebaut werden können. 

Höhere Qualitätsanforderungen im Bildungswesen haben finanz- 
politische Auswirkungen. Der Rückgang der Schülerzahlen darf 
deshalb nicht als vordergründiges Argument zur Kürzung von 
Finanzmitteln und zur Streichung von Lehrerstellen benutzt, 
sondern sollte vielmehr zur Steigerung der Bildungsqualität ge- 
nutzt werden. 
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4. Gegliedertes Schulwesen 

Schule muß unter pädagogischen sowie unter kind- und jugend- 
gerechten Leitlinien auf die unterschiedlichen Neigungen und 
Fähigkeiten der jungen Menschen hingeordnet sein. Hohes Bil- 
dungsniveau und soziale Chancengerechtigkeit im Schulwesen 
können nur durch ein nach Begabungsrichtungen, Neigungen 
und Leistungsbereitschaft vielfältig gegliedertes, in sich nach 
Leistungsanspruch differenzierendes System verwirklicht wer- 
den. Das nach Schularten und Schulstufen gegliederte Schul- 
wesen bietet auf allen Stufen weiterführende Bildungsgänge an, 
ermöglicht Durchlässigkeit trotz unterschiedlicher Anforderun- 
gen und jeweils qualifizierende Abschlüsse. Übergänge und 
Umsteigestationen stehen nach Zeiten ruhigen und erprobenden 
Lernens offen. Unter dieser Zielsetzung ist das gegliederte Schul- 
wesen weiter auszubauen und zu verbessern. Die Leistungs- 
fähigkeit des gegliederten Schulwesens ist in Hauptschule, Real- 
schule und Gymnasium zu stärken und nicht durch nivellierende 
Integration zu beeinträchtigen. 

Der „Zweite Bildungsweg" ist entsprechend heutiger Anforde- 
rungen zu erhalten und weiter zu gestalten. 

Die Jahrgangsstufen 5 und 6 stellen eine Phase der besonde- 
ren Beobachtung, Förderung und Orientierung dar. Diese Orien- 
tierungsphase darf nicht leistungsnivellierend wirken und zu 
einer eigenen Schulart werden; sie darf auch nicht wie die inte- 
grierte Orientierungsstufe als Vorstufe der integrierten Gesamt- 
schule eingerichtet werden. Ein besonderes Maß an Durchlässig- 
keit durch aufeinander abgestimmte Lehrpläne kann dazu bei- 
tragen, daß ein Schüler die ihm entsprechende Schulart besuchen 
kann, sobald seine Befähigung zu einem anderen als dem zu- 
nächst gewählten Bildungsgang klar erkennbar ist. 

Kinder, die infolge einer andauernden schwerwiegenden Behin- 
derung spezieller Förderungsmaßnahmen bedürfen, sind in Son- 
derschulen auf die Anforderungen des Lebens vorzubereiten. 
Möglichst frühe und umfassende Hilfe ist von besonderer Be- 
deutung. 

5. Gesamtschule 

Im Gesamtschulbereich sind die Begleituntersuchungen zu den 
zur Zeit laufenden Schulversuchen abschließend auszuwerten. 
Die laufenden Modellversuche, die Möglichkeiten künftiger 
Entwicklungen unter pädagogischen, psychologischen, soziolo- 
gischen, organisatorischen und ökonomischen Aspekten prüfen 
sollen, sind noch nicht abgeschlossen und in ihren Ergebnissen 
noch nicht endgültig abzusehen. 

Die bis heute vorliegenden Teilergebnisse der Modellversuche 
mit Gesamtschulen berechtigten nicht dazu, die Gesamtschule 
als Regelschule oder auch nur als eine Regelschule einzuführen. 
Vielmehr muß der Abschluß der Modellversuche und deren zu- 
sammenfassende Wissenschaftliche Auswertung abgewartet 
werden. Diese Auswertungsergebnisse sind nur dann aussage- 
kräftig, wenn gegliedertes Schulwesen und integrierte Gesamt- 
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schule hinsichtlich ihrer Lernanforderungen in Personal- und 
Sachausstattung und in ihren Abschlußergebnissen vergleich- 
bar gemacht worden sind. Entwicklungen, durch die die Gesamt- 
schulen um 40 Prozent besser ausgestattet werden als die 
Schulen des gegliederten Schulwesens, sind aus Gründen der 
Chancengleichheit abzulehnen. 

Während die Schüler-Lehrer-Relation in den Modellen der 
integrierten Gesamtschulen 16,3 beträgt, verschlechterte sie sich 
in den Gymnasien auf 21,7. Eine schwache Verbesserung gelang 
in den Realschulen auf 22,6. In den Hauptschulen konnte die 
durchschnittliche Schüler-Lehrer-Relation zwar auf 23,4 erheb- 
lich gesenkt werden, doch liegt sie gegenüber den Gesamt- 
schulen weit zurück. Aus diesen Zahlen wird deutlich, daß in 
bezug auf die Lehrerversorgung insbesondere die Hauptschule, 
aber auch Realschule und Gymnasium benachteiligt werden, 
während die integrierten Gesamtschulen einseitige Bevorzu- 
gung erhalten. Unter diesen Voraussetzungen wird die Ver- 
gleichbarkeit der verschiedenen Schularten in Frage gestellt. 
Erst wenn Hauptschule, Realschule und Gymnasium ebenso gut 
wie die Gesamtschulen mit Lehrpersonal und -material ausge- 
stattet sind, kann über die Effizienz der Gesamtschulen im Ver- 
gleich zum gegliederten Schulwesen eine objektive Antwort 
gegeben werden, 

6. Ausbau der Hauptschule 

Der Ausbau der Hauptschule zu einem gleichwertigen Bildungs- 
gang ist ein besonderer Schwerpunkt der Bildungspolitik. Die 
Entwicklung besonderer Lernschwerpunkte ist bisher vor allem 
in Realschule und Gymnasium vollzogen worden. Der Haupt- 
schule muß eine vergleichbare Entfaltung gegeben werden. Sie 
muß verstärkt ihre eigenständige Aufgabe wahrnehmen kön- 
nen, eine grundlegende Allgemeinbildung vermitteln, neben 
den personalen und sozialen insbesondere die praktischen 
Fähigkeiten des jungen Menschen fördern, ihn auf die Berufs- 
welt vorbereiten und die ihr anvertrauten Schüler zu einer 
sachlich begründeten Berufsentscheidung befähigen. Diese 
Schwerpunktsetzungen verlangen, daß die Verbesserung der 
Personalausstattung der Hauptschulen auch in den nächsten 
Jahren fortgesetzt wird. Durch diese Schwerpunktsetzung wird 
auch die immer noch hohe Quote derjenigen Hauptschüler ge- 
mindert werden, die ihre Schule ohne Abschluß verlassen. 

Die hohe Zahl der Ausländerkinder stellt den Hauptschulen be- 
sondere Aufgaben, für die ihnen durch Zahl und Ausbildung 
der Lehrer Hilfen gegeben werden müssen. 

7. Zehntes Schuljahr, Berufsgrundbildungsjahr 

Die Einheitsform eines zehnten Pflichtschuljahres an der Haupt- 
schule darf nicht eingeführt werden. Es wird abgelehnt, weil es 
dem praktisch orientierten Lern- und Leistungswillen der jun- 
gen Menschen dieser Altersgruppe zuwiderläuft und weil junge 
Menschen aus dem berufsbildenden Bereich neue, über die 
Schule hinausreichende Lernimpulse erhalten können. 
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Ein freiwilliges zehntes Bildungsjahr sollte, wo immer es mög- 
lich ist, gemeinsam von Schule und Betrieb als kooperatives Be- 
ruf sgrundbildungsjahr im dualen Ausbildungssystem gestaltet 
werden. Bei der Entwicklung der beruflichen Grundbildung hat 
diese Form die Priorität, weil sie zur besseren Abstimmung der 
Lerninhalte und damit zu einer höheren Ausbildungsqualität 
führt. Schulische Berufsgrundbildungsjahre sollen nur in Part- 
nerschaft von Wirtschaft und Schule eingerichtet werden, so daß 
auf der Grundlage der Anrechnungsverordnung soweit wie 
möglich für die Absolventen nach erfolgreichem Abschluß des 
Beruf sgrundbildungsjahres die anschließende Ausbildung in der 
Fachausbildung im dualen System gesichert ist. 

Die Bundesregierung wird erneut aufgefordert, sich gegenüber 
den Ländern und gegenüber dem Deutschen Bundestag verbind- 
lich zu ihrer Aussage in der Regierungserklärung vom 16. De- 
zember 1976 zu bekennen, wonach die Einführung eines Berufs- 
grundbildungsjahres den Vorrang vor einem zehnten allge- 
meinbildenden Schuljahr hat. Die Bundesregierung sollte ferner 
erklären, daß sie im Rahmen ihrer Zuständigkeit und Mitwir- 
kungsmöglichkeiten insbesondere bei der Fortschreibung des 
Bildungsgesamtplans andersgearteten Bestrebungen entgegen- 
wirken wird. 

Es ist dringend erforderlich, die Probleme beim Übergang vom 
Berufsgrundbildungsjahr in die betriebliche Fachbildung zu 
lösen. Das Beruf sgrundbildungsjahr muß schnellstmöglich in die 
Neuerarbeitung der Ausbildungsordnungen einbezogen werden. 

8. Abschlüsse der Sekundarstufe I 

Die Abschlüsse im Sekundarbereich I unterscheiden sich nach 
Art, Umfang und Anspruchshöhe der Anforderungen sowie 
nach Art und Umfang der mit ihnen erworbenen Berechtigun- 
gen zur Aufnahme weiterführender Bildungsgänge. Ein Einheits- 
abschluß der Sekundarstufe I wird abgelehnt, weil eine Ein- 
heitsschule begabungsgerechten pädagogischen Zielsetzungen 
nicht entspricht. Vielmehr soll es bei differenzierten Abschlüs- 
sen bleiben, auf denen aufeinander abgestimmte unterschied- 
liche Bildungsgänge allgemeinbildender oder berufsbildender 
Art aufbauen. Am Abkommen zwischen den Ländern zur Ver- 
einheitlichung auf dem Gebiet des Schulwesens (Hamburger 
Abkommen) von 1964 mit Ergänzungen von 1968 und 1971 so- 
wie an den übrigen Vereinbarungen in diesem Bereich wird 
festgehalten. Eine Anerkennung der Gleichwertigkeit der Ab- 
schlüsse an Gesamtschulen mit den Abschlüssen im gegliederten 
Schulwesen setzt gleiche Leistungsanforderungen und Lei- 
stungsprofile voraus. 

9. Berufsausbildung im dualen System 

Die Eigenständigkeit der beruflichen Bildung muß erhalten wer- 
den. Eine Integration von allgemeiner und beruflicher Bildung 
gefährdet die Qualität beider Bereiche und mißachtet die diffe- 
renzierten Bildungsansprüche der Jugend. Ein breites Spektrum 
berufsorientierter und berufsqualifizierender Bildungsgänge bis 
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hin in den tertiären Bereich soll eine attraktive Alternative 
zu den studienbezogenen Bildungsgängen darstellen. Die er- 
forderliche Praxisnähe der beruflichen Bildung kann nur durch 
das duale System von Schule und Betrieb gewährleistet werden. 
Es steht im Vordergrund aller Maßnahmen zur Verbesserung 
der beruflichen Bildung und ist auf allen Qualifikationsstufen 
auszubauen. 

Die Berufsausbildung im dualen System erfolgt weiterhin im 
Betrieb, einschließlich ergänzender überbetrieblicher Ausbil- 
dungsstätten und in der Berufsschule, überbetriebliche Ausbil- 
dungsstätten sollen nur noch insoweit geschaffen werden, wie 
sie zur notwendigen Ergänzung der dualen Ausbildung in Be- 
rufsschule und Betrieb gebraucht werden. Die Ausbildungsord- 
nungen im betrieblichen Bereich und die Rahmenlehrpläne für 
die Berufsschule müssen eng aufeinander abgestimmt werden. 

Die Qualität der dualen Ausbildung hängt entscheidend davon 
ab, daß die Lehrer im beruflichen Schulwesen ausreichende 
Praxiserfahrung besitzen und im Rahmen ihrer Fortbildung er- 
gänzen. 

10. Bildungsprogramme für besondere Gruppen von Jugend- 
lichen 

Leistungsschwache, noch nicht berufsreife und behinderte Ju- 
gendliche müssen besondere Förderung erhalten. Für Jugend- 
lich mit körperlichen und geistigen Lernbehinderungen und 
Lernstörungen müssen besondere Programme erarbeitet wer- 
den, um ihnen eine fördernde und angemessene Berufsausbil- 
dung zu ermöglichen. Die Bundesregierung soll im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit und in Zusammenarbeit mit den Ländern 
die Länder unterstützen, für die noch nicht berufsreifen und be- 
hinderten Jugendlichen berufsbefähigende Lehrgänge insbeson- 
dere im dualen System als Berufsvorbereitungsjahr vermehrt 
einzurichten. Für diese Jugendlichen sollen die speziellen be- 
rufsfördernden Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit im 
Rahmen des Arbeitsförderungsgesetzes in enger Zusammen- 
arbeit mit den hier engagierten freien Trägern der Jugend- 
sozialarbeit ausgebaut werden. Angemessene berufliche Mög- 
lichkeiten für Behinderte sind immer noch unzureichend ent- 
wickelt. Besondere Ausbildungsordnungen für Behinderte, die 
zumindest eine Teilqualifikation ermöglichen, sind notwendig. 

1 1 . Sekundarbereich II 

Es gibt zahlreiche Beispiele, daß eine gleichzeitige Doppelquali- 
fikation im Sekundarbereich II für eine Hochschulausbildung 
und eine Berufstätigkeit nur für einen begrenzten Teil von 
Schülern und Bildungsgängen möglich ist. Deshalb wird der 
generelle Erwerb von gleichzeitig doppelqualifizierenden Ab- 
schlüssen in den einzelnen Bildungsgängen des Sekundarbe- 
reichs II abgelehnt. Wohl aber muß es möglich sein, auf einem 
studienqualifizierenden Abschluß aufzubauen und eine Berufs- 
qualifikation zu erwerben oder auf der Grundlage eines berufs- 
qualifizierenden Abschlusses nach entsprechender Zusatzquali- 
fikation in einen Sttidiengang einzutreten. 
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Isolierte gymnasiale Oberstufenzentren werden abgelehnt, weil 
in ihnen die pädagogisch notwendige Kontinuität des Lehrens 
und Lernens bedroht ist. Die reformierten Oberstufen sind im 
Sinne einer Verstärkung der verbindlichen Grundbildung wei- 
terzuentwickeln. 

12. Lehrerbildung 

Zu einem gegliederten Schulwesen gehört auch eine differen- 
zierte Lehrerbildung. Damit Lehrer auf die Vielzahl ihrer Auf- 
gaben in geeigneter Weise vorbereitet werden, muß Lehrerbil- 
dung so organisiert sein, daß in ihr eine breite fachliche Qualifi- 
kation, Praxisbezug und erziehungswissenschaftliche Erkennt- 
nisse gefördert und vermittelt werden. Ein nur in einem Unter- 
richtsfach ausgebildeter Lehrer entspricht diesen Anforderun- 
gen nicht. 

Das nach Schularten und Schulstufen gegliederte Bildungswesen 
läßt eine Ausbildung pauschal zum „Stufenlehrer" oder Ein- 
heitslehrer nicht zu. Es ist von Lehrämtern auszugehen, die den 
Schularten im gegliederten Schulwesen entsprechen. 

Das Studium für alle Lehrämter wird an wissenschaftlichen 
Hochschulen (Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Hoch- 
schulen für bildende Kunst, Hochschulen für Musik und für 
Sport) mit einer Mindestdauer von sechs Semestern bzw. acht 
Semestern absolviert und mit einer Ersten Staatsprüfung abge- 
schlossen. Es umfaßt Erziehungswissenschaft, Fachwissenschaf- 
ten und Fachdidaktik und schließt Praktika ein. An jedes 
Lehrerstudium soll sich ein Vorbereitungsdienst von minde- 
stens 18 Monaten anschließen, der an besonderen Ausbildungs- 
institutionen abgeleistet wird und mit der Zweiten Staats- 
prüfung und der Zuerkennung der Befähigung zu einem Lehr- 
amt endet. Der Vorbereitungsdienst erfolgt für ein Lehramt 
und besteht in einer theoretisch fundierten schulpraktischen 
Ausbildung. 

13. Hochschule 

Ein auf Differenzierung und Kooperation ausgerichtetes Hoch- 
schulsystem entspricht den wissenschaftlichen und beruflichen 
Anforderungen einer differenzierten Gesellschaft. Eine wirk- 
same Kooperation zwischen den Hochschularten muß ausgebaut 
werden. Die Kooperation kann durch verschiedene Organi- 
sationsformen gewährleistet werden. Die Einführung von inte- 
grierten Gesamthochschulen als einziger Regelform des Hoch- 
schulbereichs wird abgelehnt. „Mammuthochschulen" mit zu 
großen Studentenzahlen sind organisatorisch zu schwerfällig 
und unübersichtlich, gefährden die Effizienz des Studiums und 
benachteiligen den einzelnen Studierenden. Die Hochschulen 
sollen daher hinsichtlich ihrer Größenordnung überschaubar 
sein. Die gegenwärtige Stagnation der Zahl der Studienanfänger 
muß dazu genutzt werden, neben der Quantität wieder ver- 
stärkt die Qualität von Forschung und Lehre in den Mittelpunkt 
der Hochschulpolitik zu stellen. 
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Im Vordergrund der inhaltlichen Hochschulreform muß die be- 
schleunigte und konsequente Weiterführung der Studienreform 
stehen, Studieninhalte, Studienordnungen und Prüfungsordnun- 
gen sollen auf Überschaubarkeit des Studienablaufs, auf ver- 
tiefte Vermittlung von Grundkenntnissen und Grundmethoden 
bezogen sein, die den Studienabsolventen eine breite berufliche 
Verwendbarkeit sichern und dazu beitragen, frühzeitiger ins 
Berufsleben eintreten zu können. Dazu bedarf es auch einer 
besseren Stoffauswahl und einer Straffung der Studiengänge. 
Die akademische Weiterbildung sollte in den Hochschulen dann 
verstärkt ausgebaut werden, wenn nach den Zeiten der Über- 
lastung in Forschung und Lehre wieder normale Zustände ein- 
getreten sind. Die weitere Entwicklung der Hochschulen ver- 
langt Konsolidierung in der Hochschulorganisation und die 
Verstärkung eines offenen Dialoges zwischen Hochschule, Ge- 
sellschaft und Staat. 

Die Qualität von Lehre und Studium erhält auch ira Vergleich 
und in der Konkurrenz zu den anderen europäischen Ländern 
über den nationalen Rahmen hinaus in Zukunft noch stärker 
wachsende Bedeutung. Stagnation und Rezession in der Hoch- 
schulforschung gehen auf die Dauer insbesondere zu Lasten der 
Qualität von Lehre und Studium. Denn die Qualität der Lehre 
wird in erster Linie von der Qualität der Forschung bestimmt, 
weil die Forschung von heute die Lehre von morgen ist. Des- 
halb müssen in der Hochschul- und Wissenschaftspolitik der 
nächsten Jahre wieder deutlichere Prioritätsentscheidungen zu- 
gunsten der Forschungsförderung getroffen werden. 

Für Abiturienten müssen verstärkt Ausbildungswege neben der 
Hochschule angeboten werden, die auch im Blick auf spätere 
Berufschancen eine attraktive Alternative zum Hochschul- 
studium darstellen (Berufsakademien u. a.). 

14. Hochschulzulassung 

Wesentliches Ziel der Hochschulpolitik ist weiterhin ein schritt- 
weiser Abbau der Zulassungsbeschränkungen auch in den so- 
genannten harten Numerus clausus-Fächern. Möglichst alle da- 
für Qualifizierten sollen die Möglichkeit haben, das von ihnen 
gewählte Studienfach zu studieren. An dem Planungsziel von 
850 000 Studienplätzen im Hochschulbereich ist festzuhalten. 
Solange es in einigen Studienfächern trotz temporärer Zusatz- 
lastmaßnahmen einen erheblichen Bewerberüberhang gibt, der 
Zulassungsbeschränkungen erforderlich macht, muß ein zen- 
trales Auswahlverfahren beibehalten werden. 

15. Musisch-kulturelle Bildung 

Die Einbeziehung der musisch-kulturellen Bildung in den Bil- 
dungsgesamtplan II und ihre gezielte Förderung wird ausdrück- 
lich unterstützt. Der gegenwärtig noch vorkommende Unter- 
richtsausfall im Bereich der musisch-kulturellen Fächer, ver- 
ursacht durch das Fehlen fadilidi ausgebildeter Lehrer oder 
durch deren anderweitigen Lehreinsatz, muß durch gezielte 
Planungsmaßnahmen und Förderung abgebaut werden. Die un- 
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eingeschränkte Durchführung der musisch-kulturellen Bildung 
in Grundschulen, Haupt- und Realschulen sowie Gymnasien 
durch verstärkten Lehrereinsatz, quantitativ breitere Lehrer- 
ausbildung, gezielte Maßnahmen der Lehrerfortbildung und zu- 
sätzliche Wahlunterrichtsangebote muß schrittweise verwirk- 
licht werden. 

16. Sportliche Bildung 

Die Bedeutung des Sports für Bildung und Erziehung muß im 
Bildungsgesamtplan ihren Ausdruck finden. Deshalb soll die 
sportliche Bildung in den Bildungsgesamtplan II einbezogen wer- 
den. Die besondere Verantwortlichkeit und jeweilige Zuständig- 
keit der öffentlichen Sportverwaltung und der Selbstverwaltung 
des Sports bleiben erhalten. Das betrifft auch die Bemühungen 
der Gemeinden und freien Träger um die Förderung des Sports. 

Sport muß an allen Schulen Pflichtfach sein und ausreichend an- 
geboten werden. Er muß gleichrangiges Lehr- und Prüfungsfach 
der Lehrerausbildung sein. 

Der Bau von Sport-, Spiel- und Freizeitanlagen - als Grundlage 
für alle sportlichen Angebote - bleibt weiterhin eine wichtige 
Aufgabe. 

17. Außerschulische Jugendbildung 

Die außerschulische Jugendbildung (Jugendarbeit) ist ein Er- 
ziehungs- und Bildungsbereich eigener Prägung neben Familie, 
Kindergärten, Schule, Berufsbildung, Erziehungshilfe und Er- 
wachsenenbildung. Junge Menschen haben Anspruch auf die 
ausreichende Bereitstellung von Angeboten der außerschuli- 
schen Jugendbildung. Für die Entwicklung von Staat und Ge- 
sellschaft ist es wichtig, der jungen Generation Zuversicht für 
die Zukunft und das Gefühl für die Zugehörigkeit zu dieser 
Gesellschaft zu vermitteln. Deshalb ist es unerläßlich, daß 
junge Menschen in Gruppen und Verbänden positive Kontakte 
und Gemeinschaftserfahrungen machen können, die nachgewie- 
senermaßen unheilvolle Entwicklungen verhindern helfen. Die 
Träger der Jugendarbeit, voran die freien Gruppen und Ver- 
bände, müssen ihre Angebote langfristig und kontinuierlich pla- 
nen können. Da Jugendarbeit als gesellschaftliche und freie Ini- 
tiative gewollt ist, muß der Staat sein Handeln in diesem Bereich 
auf die Schaffung der gesetzlichen Rahmenbedingungen und die 
finanzielle Förderung beschränken. 

Angesichts des noch vorhandenen Nachholbedarfs im Gesamt- 
bereich der Jugendarbeit und neuer Schwerpunktaufgaben, wie 
z. B. junge Ausländer, junge Arbeitslose, unterentwickelte länd- 
liche Räume, ist im Bildungsgesamtplan ein verstärkter Ausbau 
dieses Bildungsbereiches vorzusehen. 

18. W ei terbildung 

Die Weiterbildung und berufliche Fortbildung ist ein wichtiger 
Teil eines auf Chancengerechtigkeit angelegten Bildungs- 
wesens. Ihr weiterer Ausbau zu einem eigenständigen Bildungs- 
bereich soll sich an den Neigungen, Fähigkeiten, Erfahrungen 
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und Bedürfnissen des einzelnen im persönlichen, beruflichen 
und gesellschaftlich-öffentlichen Leben orientieren. Ihm muß 
auch nach Schule, Hochschule und beruflicher Erstausbildung 
ein bedarfsgerechtes Angebot an allgemeiner, berufsbezogener 
und politischer Bildung zur Verfügung stehen. 

Die Teilnahme an Weiterbildung und beruflicher Fortbildung 
muß grundsätzlich freiwillig bleiben. Sie soll dem einzelnen 
Anregung geben, von breitgefächerten Angeboten Gebrauch zu 
machen und muß auch Raum lassen für Spontanität, schöpfe- 
rischen Umgang mit der Freizeit und musisch-kulturelle Be- 
tätigung. 

An der Entwicklung und Weiterbildung sind Einrichtungen 
staatlicher oder kommunaler und freier Träger gleichberechtigt 
zu beteiligen. Sie erhalten bei gleicher Leistung gleiche staat- 
liche Förderung und sollen im örtlichen und regionalen Bereich 
partnerschaftlich Zusammenarbeiten. Alle Formen eines staat- 
lichen oder kommunalen Dirigismus, der Verplanung oder Ver- 
schulung widersprechen der gewachsenen und bewährten Plura- 
lität von Trägern und Angeboten und werden deshalb abge- 
lehnt. 


Bonn, den 11. Juni 1979 


Pfeifer 

Rühe 

Frau Benedix 

Daweke 

Prangenberg 

Dr. Hornhues 

Frau Krone-Appuhn 

Dr. Müller 

Voigt (Sonthofen) 

Berger (Lahnstein) 

Frau Dr. Wilms 
Frau Dr. Wisniewski 
Kroll-Schlüter 
Dr. Jenninger 

Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 
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Begründung 

Der Deutsche Bundestag sieht in der Fortschreibung des Bil- 
dungsgesamtplans eine wichtige Aufgabe gemeinsamer Bil- 
dungsplanung nach Artikel 91 b des Grundgesetzes, in die die 
Bundesregierung ihre Vorstellungen und die des Deutschen 
Bundestages in vertrauensvoller Kooperation mit den Ländern 
einzubringen hat. Der Deutsche Bundestag hat deshalb mit die- 
sem Antrag die bildungs- und kulturpolitischen Eckpunkte zu- 
sammengefaßt und fordert die Bundesregierung auf, diese 
Zielsetzungen in den Beratungen der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung zu vertreten. 
Dabei erwartet der Deutsche Bundestag, daß die Bundesregie- 
rung einvernehmliche Lösungen mit den Ländern anstrebt, die 
in Planung und Finanzierung gemeinsam und einheitlich ver- 
wirklicht werden. 
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